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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des 
Graduiertenförderungsgesetzes 


A. Zielsetzung 

Ziel des Graduiertenförderungsgesetzes ist die Förderung des 
wissenschaftlichen, vornehmlich des Hochschullehrernachwuch- 
ses. Gemäß § 13 des Graduiertenförderungsgesetzes endet die 
Finanzierungsregelung für die Graduiertenförderung mit Ab- 
lauf des Jahres 1974. Der Gesetzentwurf hat das Ziel, die 
Finanzierung der Graduiertenförderung über das Jahr 1974 hin- 
aus zu regeln. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht eine Aufhebung der Befristung der 
Finanzierungsregelung in § 13 des Graduiertenförderungs- 
gesetzes unter Beibehaltung des bisherigen Finanzierungs- 
schlüssels vor. Danach sollen auch künftig der Bund 75 vom 
Hundert und die Länder 25 vom Hundert der durch die Aus- 
führung des Graduiertenförderungsgesetzes entstehenden Aus- 
gaben tragen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Bund und Ländern entstehen durch die Ausführung dieses Ge- 
setzes keine zusätzlichen Kosten. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 25. Oktober 1974 

1/4 (III/l) — 270 04 — Gr 4/74 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Ersten Gesetzes zur Änderung des Graduiertenförderungsgesetzes mit Begrün- 
dung und Vorblatt. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages 
herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 412. Sitzung am 18. Oktober 1974 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Einwen- 
dungen zu erheben. 

Schmidt 
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Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des 
Graduiertenförderungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

Das Graduiertenförderungsgesetz vom 2. Septem- 
ber 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1465) wird wie folgt 
geändert: 

In § 13 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „In den 
Jahren 1971 bis 1974 trägt der Bund 75 vom Hundert 
und tragen die Länder 25 vom Hundert" durch die 


Begründung 

Die Finanzierung der Förderung des wissenschaft- 
lichen Nachwuchses ist gesetzlich bis einschließlich 
1974 geregelt. 

Maßgebend für die Befristung war die Überlegung, 
vor einer abschließenden Regelung der Finanzie- 
rungsanteile von Bund und Ländern erste Erfahrun- 
gen hinsichtlich der Praktikabilität des festgelegten 
Finanzierungsschlüssels bei der Finanzplanung und 
der haushaltstechnischen Durchführung des Gra- 
duiertenförderung zu gewinnen und seine Auswir- 
kungen auf das Anlaufen des Förderungsprogramms 
festzustellen. 


Worte „Der Bund trägt 75 vom Hundert und die 
Länder tragen 25 vom Hundert" ersetzt. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1975 in Kraft. 


Hierfür war der Zeitraum von 1971 bis 1974 vorge- 
sehen. Auf Grund der Erfahrungen in den Jahren 
1972 bis 1973 hat sich ungeachtet einiger Anlauf- 
schwierigkeiten keine Notwendigkeit ergeben, den 
Finanzierungsschlüssel zu ändern. 

Der Gesetzentwurf hebt daher die zunächst vorge- 
sehene Befristung des Finanzierungsschlüssels für 
Bund und Länder auf. 

Die inhaltliche Fortentwicklung der Graduiertenför- 
derung, wie sie in der Begründung zum Regie- 
rungsentwurf eines Hochschulrahmengesetzes ange- 
kündigt wurde, wird die Bundesregierung in einem 
gesonderten Gesetzesvorhaben vorschlagen. 
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